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Stellungnahme: 
Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 57 „Gewerbegebiet Hangelsberg Nord“ gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB und Entwurf der 2. Änderung des Flächennutzungsplans für den Ortsteil 
Hangelsberg gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Per E-Mail an: info@gemeinde-gruenheide.de sowie firu-berlin@firu-mbh.de 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
in der Begründung zum B-Plan-Entwurf 57 auf S. 8 wird angemerkt: „Die Gemeinde Grünheide (Mark) 
strebt eine integrierte und an den Bedürfnissen der Bewohner ausgerichtete Entwicklung des Gebiets 
an…“. Mit der derzeitigen Planung wird die Gemeinde dem hier genannten Anspruch nicht gerecht. 
Die bebauten Areale wieder nur als Gewerbefläche und nicht als Fläche mit gemsichter Nutzung aus 
Gewerbe, Wohnen und sozialer Infrastruktur zu nutzen und diese auch noch um mehr als das 
Doppelte zu erweitern, entspricht nicht einer Planung, die an den „Bedürfnissen der Bewohner“ 
orientiert ist. Wie auch im Schreiben des MLUK vom 24.08.2022 bestätigt ist das öffentliche Interesse 
für die vorgelegte Planung im B-Plan 57 weder ersichtlich noch glaubhaft gemacht.  
 
Weiterhin bedeutet die Ansiedlung eine grundsätzliche Änderung des Charakters des Ortsteiles 
Hangelsberg hin zu einem Gewerbestandort mit industrieller Nutzung und massiven Folgen für die 
Natur sowie einer grundsätzlichen Einschränkung der Lebensqualität für die Bewohnerinnen und 
Bewohner. 
In der gesamten Region Grünheide / Hangelsberg herrscht de facto Vollbeschäftigung. Eine weitere 
Ansiedlung von gewerblichen Großprojekten zieht einen Siedlungsdruck nach sich, der u.a. auch den 
Zielen der langfristigen Landesplanung widerspricht. 
 
Ich bitte um Berücksichtigung unserer Einwände zum aktuell diskutierten Entwurf, da in mehreren 

Punkten fehlerhafte oder unzureichend Planungen, Studien und/oder Gutachten vorliegen: 
 
1. Allgemein und 2. Änderung des Flächennutzungsplans  

Die IG Lebenswertes Hangelsberg hat in ihrem Plädoyer bereits vor dem Aufstellungsbeschluss 
des B-Planes (siehe https://lebenswertes-hangelsberg.de) dafür geworben, dass auf der Fläche 
(ohne Erweiterung) eine behutsame, nachhaltige, verkehrsmindernde und umweltverträgliche 
Entwicklung angestrebt werden sollte. Diese kann bspw. innerhalb eines Mischgebietes 
(entweder nach § 5a oder 6 BauNVO) als Kombination aus Wohnungsbau, öffentlicher 
Infrastruktur (Schule, Gesundheitseinrichtungen, kulturelle Einrichtungen, Jugendclub) sowie 
zum Charakter des Standortes passenden Gewerben (Einzelhandel, Gastronomie, Handwerk) 
umgesetzt werden. 
 
Im Umfeldentwicklungskonzept zur Tesla-Region (UEK) der Gemeinsamen Landesplanung 
Berlin/Brandenburg (GL) wurde empfohlen, dass Wohnraum in der Region so nah wie möglich 
an der Tesla-Fabrik geschaffen werden sollte. In der Begründung zum Entwurf des B-Plans 57 
wird festgestellt: „Die Gemeinde Grünheide (Mark) ist an allen Siedlungsbereichen, die für eine 
Ortsentwicklung geeignet sind, von einem Landschaftsschutzgebiet (LSG) umgeben. Daher sind 
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zusätzliche Bauflächenentwicklungen fast ausschließlich unter Inanspruchnahme von LSG-
Flächen möglich. … Im Ergebnis ist der Ausbau des bestehenden Gewerbegebiets „Hangelsberg 
Nord“ die einzig verbleibende städtebaulich sinnvolle Entwicklungsfläche in Bahnhofsnähe.“ In 
Bezug auf die Erweiterungsflächen im LSG verwies das MLUK jedoch bereits in seinem Schreiben 
vom 24.08.2022 darauf: „Die Weiterentwicklung des bestehenden Gewerbestandortes ist auch 
innerhalb des vorhandenen Geländes außerhalb des LSG möglich.“ Aufgrund der günstigen Lage 
des ehemaligen MDSG-Geländes mit der fußläufigen Entfernung zum Bahnhof ist eine 
kombinierte Wohn- und Gewerbeentwicklung darüber hinaus sinnvoll, weil so Autoverkehre und 
somit auch der CO2-Ausstoß minimiert werden. (gemäß LEP-HR). Eine durch die Gemeinde 
geplante Wohnentwicklung in Hangelsberg am Unsal (B-Plan 56) würde dagegen dem Ziel des 
Tesla-Umfeldentwicklungskonzepts, „Siedlungszuwächse möglichst verkehrsminimierend zu 
organisieren“ (siehe UEK, S. 14), widersprechen. Ein Wohngebiet am Unsal zu errichten würde 
auch den Zielen des LEP-HR entgegenstehen, denn in der Begründung zu Z 5.6 Schwerpunkte der 
Wohnsiedlungsflächenentwicklung wird ausgeführt: „Die Siedlungsflächenkonzentration soll 
zugleich den Flächenverbrauch reduzieren, den Verkehrsaufwand minimieren und zur Sicherung 
und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen, zum Klimaschutz und zum Erhalt des 
Freiraumes und der Vielfalt der Kulturlandschaften beitragen.“ Eine Wohnentwicklung auf dem 
ehemaligen MDSG-Gelände würde u.a. eine zusätzliche Versiegelung von Flächen und 
innerörtlichen Verkehr hingegen minimieren.  
 
Alternative Gewerbeflächen bspw. in Fürstenwalde, die deutlich konfliktärmer zu entwickeln 
wären und eine bessere verkehrliche Anbindung (Bahn, Bundesstraße, Autobahn) bieten, 
werden überhaupt nicht bewertet. Dies ist nicht nachvollziehbar. Die Begründung, dass nur das 
ehemalige MDSG-Gelände für eine Gewerbeentwicklung geeignet sei, ist falsch, da die 
Ablehnungsgründe bei den ebenfalls geprüften, gemeindeinternen Alternativflächen ebenso 
beim ehemaligen MDSG-Gelände gelten. Gewerbeflächen in Fürstenwalde bieten eine direkte 
Anbindung an die Autobahn über die B168 oder auch eine unmittelbare Anbindung an die 
Bahntrasse Berlin-Frankfurt/Oder, hier werden Wohnsiedlungen kaum von dem erhöhten 
Verkehrsaufkommen betroffen. Die Alternativenprüfung zur Gewerbeansiedlung muss 
wiederholt und um weitere potentielle Standorte über die Gemeindegrenzen und 
Planungsregion der RPG Oderland-Spree ergänzt werden. Die raumordnerischen Stellen 
(Gemeinsame Landesplanung, RPG Oderland Spree) müssen bei der Ansiedlung von 
Gewerbegebieten handlungsweisend nach den Grundsätzen des LEP-HR („Logistikfunktionen an 
geeigneten Standorten zu bündeln“) agieren und trotz kommunaler Planungshoheit sinnvolle 
Vorgaben erteilen.  
 
Aus der Planzeichnung der 2. Änderung Flächennutzungsplan (FNP) Hangelsberg geht wiederum 
nicht hervor, welche Gewerbeflächen zukünftig gewünscht sind.  Wenn laut 
Baunutzungsverordnung §1 die Darstellung nach der „besonderen Art ihrer baulichen Nutzung“ 
erfolgt, wie im Plan ersichtlich für Mischgebiete MI sowie für Sondergebiete SO, sollte zwingend 
auch die Darstellung für die hier geplanten Gewerbeflächen GE zur Anwendung kommen.  
 

2. Verkehr, Schall, Luft, sonstige Emissionen:  
Die Zahlen des Verkehrsgutachtens gehen von einer starken Zunahme des Verkehrsaufkommens 
auf der L38 und L385 aus. Bei Realisierung des B-Plans 57 in seiner derzeitigen Form kann davon 
ausgegangen werden, dass in der Realität das Verkehrsaufkommen deutlich höher ausfallen 
wird als prognostiziert, was mit erheblichen Zusatzbelastungen der Anwohner und 
Anwohnerinnen einhergehen wird. In der Verkehrsuntersuchung wird von ca. 1.100 
Beschäftigten und darüber hinaus von ca. 1.850 Besuchern täglich ausgegangen. Ebenfalls soll 
laut Planungsunterlagen ein 3-Schichtsystem mit einer möglichen 24/7 Nutzung 
im Gewerbegebiet eingeführt werden, was einer industriellen Gewerbenutzung nahekommt. 
Dies ist nicht im Interesse der Bürgerinnen und Bürger.  
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Grundsätzlich wird in der vorgelegten Planung mit zusätzlichen belastenden Verkehrsströmen in 
Hangelsberg durch die Entwicklung des MDSG-Geländes gerechnet. Das ist nicht hinnehmbar!
  
 
Die vorliegende Verkehrsuntersuchung beinhaltet lediglich den Knotenpunktbereich L38/L385 
und berücksichtigt keine Folgen für andere Bereiche des Ortsteils Hangelsberg. Der gesamte 
Ortsbereich ist bereits jetzt massiv durch Verkehr und den damit im Zusammenhang stehenden 
Lärm und anderen Emissionen belastet. Die vorliegende Untersuchung wurde im März 2022 
durchgeführt, zu diesem Zeitpunkt waren noch in umfassender Weise Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie in Kraft. Weiterhin erfolgte die Untersuchung / 
Zählung zu einem Zeitpunkt, als die „Giga-Factory“ Freienbrink erst kürzlich ihre 
Betriebserlaubnis erhalten und noch nicht im Vollbetrieb mit den damit verbundenen 
Verkehrsmengen war. Die angenommenen Grundverkehrsmengen müssen also gegenüber dem 
heutigen Zustand als deutlich zu niedrig eingeschätzt werden. Eine nochmalige videogestützte 
Verkehrszählung ist durchzuführen.  
 
Die L38 ist zusätzlich zur an sich bereits hohen Verkehrsmenge Umleitung bei Unfällen / 
Sperrungen der A12, über die extrem hohe internationale Verkehrsmengen laufen. Diese 
Verkehre verlagern sich im Sperrungsfall zu großem Anteil auf die L38 und sorgen hier bereits an 
den betreffenden Tagen zu einem weitgehenden Verkehrsstillstand. Eine jegliche weitere 
Zunahme des Verkehrs auf der L38 kann daher nicht hingenommen werden. 
Eine solch intensive Nutzung und eine weitere Zunahme des Verkehrs führt zu einem Stillstand 
des Verkehrs, was durch laufende Motoren während der Standzeiten zu einer deutlichen 
Verschlechterung der Luftqualität im LSG-Randbereich und des Wohnumfeldes sowie zu 
Lärmbelastungen führt.  
 
Weiterhin ist nicht erkennbar, welche Entlastungen oder Schutzmaßnahmen für den Ortsteil 
Hangelsberg durch den erhöhten Nutzungsverkehr vorgesehen sind. Dies gilt auch für den 
geplanten Bau des neuen Knotenpunktes L38/L385. Hier möchten wir auf Beispiele mehrerer 
Ortschaften mit verkehrsberuhigenden Maßnahmen durch z.B. Verkehrsinseln am Ortsanfang 
und Ortsende verweisen. Die Anbindung des Knotenpunktes muss baulich so erfolgen, dass der 
Nutzungsverkehr aus der L385 ausschließlich in westlicher Richtung zur A10 ab- und zufließt.
   
Zwingend erforderliche Maßnahmen für eine Entlastung innerhalb des Ortes Hangelsberg 
müssen in die Untersuchung und Planung einfließen, auch verankert im Lärmaktionsplan (3. 
Runde 05.07.2018 - gemäß §47d BImSchG). Hierzu zählen beispielweise die 
Geschwindigkeitsreduzierung auf 30km/h für jeglichen Nutzungsverkehr Tag und Nacht und eine 
stetige Geschwindigkeitskontrolle.  
Auch die Siedlungsbereiche Spreetal und Wulkow würden durch die zunehmenden Verkehre auf 
der L38/L385 massiv durch Lärm und Luftverschmutzung belastet, die Lebensqualität würde 
deutlich sinken. Die Belange der Anwohner und Anwohnerinnen sind in den Untersuchungen 
nicht zu finden. Der Charakter der Abzweigung nach Mönchwinkel als Naherholungsgebiet und 
Netz von überregionalen Fahrradwegen wird durch das vermehrte Verkehrsaufkommen massiv 
beschädigt. Eine tatsächlich „grüne“ Ansiedlung – wie der Name „green work park“ verspricht - 
sollte daher Wohnen und Gewerbe ansiedeln, sodass zusätzliche Verkehre minimiert werden.
  
Die vorliegende Verkehrsuntersuchung zeigt explizit den erhöhten Nutzungsverkehr besonders 
im Bereich der L38 und L385, wobei nicht erkennbar ist, wohin diese Ströme verkehren. Eine 
Zunahme besonders des Schwerlastverkehrs um 14,5% in 2030 wird nur mit Blick auf dieses 
Gewerbegebiet prognostiziert. Die Prognose ist unzureichend. Denn sie berücksichtigt nicht 
mögliche Zunahmen von PKW- und Schwerlastverkehr aus Fürstenwalde kommend, die 
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aufgrund der dort geplanten und möglicherweise künftigen Industrieneuansiedlung und der 
weiter anwachsenden Tesla-Auslastung zu erwarten sind.  
 
Auch wurde in der Planung eines Schulstandortes (und weitere sozialer Einrichtungen) zu wenig 
berücksichtigt, wie eine sichere Überquerung der L38 mit zunehmender Verkehrsfrequentierung 
möglich ist. Hier entsteht eine erhebliche Gefährdung.  
 
Die Kumulation mit den beschriebenen Vorbelastungen und zukünftig noch entstehenden 
Belastungen, wie z.B. den Auswirkungen des geplanten Windenergieparks zwischen Kienbaum 
und Hangelsberg, werden nicht ausreichend betrachtet.  
 
Einer Änderung der Wohnfläche hin zu einem Mischgebiet ist nicht nachvollziehbar und 
unbegründet. Dies führt besonders zu einer höheren Emissionsbelastung (u.a. 10 dB mehr Lärm) 
der Anwohner und Anwohnerinnen, was zu Lasten der Lebensqualität der Bewohner führt. 
 
In den Festsetzungen zu den Gewerbegebietsarealen GE1, GE2 und GE3 sollen Anlagen eines 
Betriebsbereichs i.S.v. § 3 Abs. 5 a BImSchG erlaubt werden. Diese sollten jedoch aufgrund des 
auf S.77 der Begründung B-Plan 57 postulierten „Schutz der Bevölkerung“ sowie dem Schutz des 
LSG, Grundwassers und Bodens nicht gestattet werden. 
 
Die Tag- und Nachtzeiten sollten anders als derzeit vorgesehen mit Berücksichtigung auf die 
Wohnbebauung für das gesamte Gelände wie folgt aufgeteilt werden: Tag von 06:00 bis 20:00 
Uhr / Nacht von 20:00 bis 06:00 Uhr. Die Nutzung des Gewerbegebietes sollte nur zu 
Tageszeiten stattfinden.   
 
Da die Verkehrsuntersuchung und schalltechnische Untersuchung diese genannten Punkte nicht 
berücksichtigt, ist sie für die Bauleitplanung unzureichend.  
 

3. ÖPNV 
Die Knotenpunktanalyse L38/L385 untersucht nur unzureichend die weiterhin bestehenden 
Abbiegeverkehre vom/ zum Bahnhof Hangelsberg selbst nach Verlegung der L385 weiter 
westlich. Hier wird es weiterhin nennenswerte Verkehre geben, die in der Analyse nicht 
berücksichtigt sind. Der Bahnhof Hangelsberg stellt den Hauptzugangspunkt zum ÖPNV / 
Umweltverbund in der Region Hangelsberg dar. Eine Untersuchung der Planungen für die 
NutzerInnen des ÖPNV wurde in der Verkehrsanalyse nicht vorgenommen. Bisher erfolgt die 
Anfahrt der ÖPNV-Kunden zumeist per Auto ins Umfeld des Bahnhofs, es stehen mehrere P+R-
Flächen nördlich und südlich zur Verfügung. In der Annahme einer Schließung des dortigen 
Bahnübergangs würden sich die Parkplatzsuchzeiten massiv verlängern, und zusätzliche 
Emissionen verursachen. Jegliche Untersuchung einer ÖPNV-Anbindung im Bereich Hangelsberg 
ist bisher unterblieben, Planungen für eine autofreie Anbindung des Bahnhofes an den ÖPNV 
liegen bisher nicht vor. In den Entwürfen des Nahverkehrsplanes des Landkreises Oder-Spree ist 
der Bereich Bahnhof Hangelsberg als Umsteigeknoten zu einer Busachse Herzfelde-Spreenhagen 
vorgesehen. Diese Planungen werden durch die vorliegenden Planungen erschwert bis 
verunmöglicht. Auch für die Planung eines etwaigen Nahversorgers ist die fußläufige Anbindung 
an den ÖPNV und eine gute Erreichbarkeit aus dem Ortskern Hangelsberg mit dem Fahrrad zu 
berücksichtigen. Daher ist die vorliegende Planung abzulehnen, bis die Folgen für die ÖPNV-
Anbindung geklärt sind.  
 

4. Umwelt und Naturschutz   
Grundsätzlich handelt es sich bei den beplanten Flächen um hochwertige Waldflächen, die, 
unabhängig davon, welche Art der forstlichen Nutzung erfolgt bzw. in welchem Zustand sie sich 
befinden, eine Funktion im Klimaschutz, der Frischluftproduktion sowie der 
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Bodenfunktionsfähigkeit haben. Gerade im Zusammenhang mit großflächigem Flächenverlust im 
Zuge der Industrieansiedlung „Tesla“ (Bebauungsplan 0013 u.f. „Freienbrink-Nord“) in 
unmittelbarem Umfeld der betreffenden Fläche ist jegliche weitere Rodung von Waldflächen 
abzulehnen.  
  
Die geplante Filiale der Gerhart-Hauptmann-Grundschule ist in einem naturschutzfachlich 
wertvollen Bereich angesiedelt. Auch die Erweiterungsflächen im Norden und Süden betreffen 
bereits erfolgreich im Waldumbau befindliche sowie wertvolle naturnahe Waldbestände des 
Landesforsts. Hierzu hat das MLUK in seinem Schreiben vom 24.08.2022 folgendes festgestellt: 
„Durch die Rodung des Waldes werden dem Naturhaushalt wertvolle Bestandteile entzogen, 
Überbauter Boden steht dem Naturhaushalt dauerhaft nicht mehr zur Verfügung, Die 
Erholungsfunktion und die ökologische Funktion des Waldes werden stark eingeschränkt bzw. 
gehen dauerhaft verloren. … Einer Zustimmung des Verordnungsgebers zu den geplanten 
Festsetzungen des BP stehen vorliegend offensichtliche Gründe entgegen.“ Eine Erweiterung 
des Geländes durch eine Überplanung von Flächen im LSG oder des Landesforsts lehnen wir ab, 
da wertvolle Waldbestände gerodet oder von anderen Waldgebieten abgeschnitten würden, 
wodurch sowohl der Biotop- als auch der Freiraumverbund nicht mehr bestehen würde.   
Die hier vorliegende Alternativenprüfung für die geplante Filiale der Grundschule der Gemeinde 
Grünheide ist nur sehr unzureichend und oberflächlich erfolgt, da sie auf möglicherweise in der 
Ortslage Hangelsberg existierende Alternativflächen nicht eingegangen ist. Angeblich gäbe es 
nur alternative Flächen im LSG, die noch nicht einmal im Gutachten benannt werden. Um den 
Bau der Schule nicht zu gefährden und rechtssicher zu gestalten, sollte eine Alternativenprüfung 
vorhandene Potentialflächen einbeziehen und Gründe für die Eignung oder Ablehnung 
dokumentieren. 
 
Im unmittelbaren Umfeld des Planungsgebietes befindet sich die großräumig letzte bisher nicht 
erschlossene Trinkwasserreserve der Region, hier ist die Entwicklung einer Trinkwasserfassung 
mittelfristig angedacht. Vor dem Hintergrund eines bereits jetzt massiven Trinkwassermangels 
ist jegliche Gefährdung dieser Reservoire abzulehnen. In den vorliegenden Studien zur 
Bauleitplanung sind auf der Mehrzahl der Teilgebiete Gewerbebetriebe aller Art und 
Lagerflächen, ohne eine weitere Einschränkung der zu verarbeitenden oder zu lagernden Stoffe 
vorgesehen. In der Bau- und Betriebsphase sind hier Emissionen mit Folgen für das Trinkwasser 
nicht auszuschließen. Deshalb ist die Planung ob der prekären Situation der 
Trinkwasserversorgung der Region abzulehnen. Die Muster-Wasserschutzgebiets-Verordnung 
des Landes Brandenburg muss Anwendung finden.   
 

5. Nahversorger 
In den vorliegenden Auswirkungsanalysen Einzelhandel sowie dem Nahversorgungskonzept wird 
von der Ausweisung eines neuen Wohngebietes Unsal mit 800 neuen Einwohnern ausgegangen. 
Bisher gibt es innerhalb der Gemeinde Grünheide hierüber keinen politischen Beschluss, 
vielmehr hat sich der zuständige Ortsbeirat Hangelsberg mehrfach gegen die Ausweisung eines 
solchen Projektes ausgesprochen. Es gibt also keinerlei Grundlage für die Berücksichtigung solch 
vager Vorstellungen innerhalb des Planungsprozesses. Deshalb können auch diese Analysen kein 
Teil der Bauleitplanung sein, da sie von unzutreffenden Annahmen ausgehen.  
 
Im Nahversorgungskonzept der Gemeinde Grünheide findet sich auf S. 9 folgende Aussage: „In 
der Gemeinde Grünheide ist die Entwicklung zweier umfangreicher neuer Wohngebiete geplant. 
Im Ortsteil Hangelsberg ist an der Straße Unsal ein Wohnquartier mit 15,4 ha vorgesehen, im 
Ortsteil Kagel soll ein Wohnviertel mit 14,6 ha entstehen. Somit ist in diesen beiden Ortsteilen 
künftig mit einem weiteren starken Anstieg der Bevölkerung zu rechnen.“ Die angegebenen 
Flächengrößen sind jeweils falsch. Beide Gebiete befinden sich im Außenbereich und können 
somit nicht LEP-HR-konform entwickelt werden. Zudem weist der Ortsteil Grünheide als durch 
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die RPG Oderland-Spree festgelegter Grundfunktionaler Schwerpunkt (GFS) zusätzliche 
Entwicklungsoptionen auf, die vor einem Zielabweichungsverfahren für Entwicklungen im 
Außenbereich in anderen Ortsteilen genutzt werden sollten.   
 

6. Berücksichtigung „öffentlicher Belange“  

In der Begründung B-Plan 57 heißt es auf S. 77: „Aus gemeindlicher Sicht ist daher der 
öffentliche Belang der Daseinsvorsorge, der Schutz der Bevölkerung und der geordneten 
gemeindlichen Entwicklung in den betroffenen Teilbereichen dem öffentlichen Belang des 
Landschaftsschutzgebiets vorzuziehen.“   
 
Die öffentlichen Belange der Daseinsvorsorge sowie das öffentliche Interesse sind durch die 
Errichtung einer Filiale der Gerhart-HauptmannGrundschule sowie dem geplanten 
Straßenneubau gegeben. Der Standort der Grundschule sowie die Umverlegung der L385 dürfen 
daher nicht in Bezug auf die Entwicklung des privatwirtschaftlichen Gewerbegebietes betrachtet 
werden. Um diese rechtssicher realisieren zu können, müssen die drei Projekte in gesonderten 
Planverfahren behandelt werden, so wie es auch im Schreiben des MLUK vom 28.10.2022 der 
Gemeinde nahegelegt wurde: „Im Falle der Voranfrage zum Bebauungsplan Nr. 57 
„Gewerbegebiet HangeIsberg Nord“ konnte eine solche Zustimmung zum gesamten Planinhalt 
nicht in Aussicht gestellt werden. Denkbar wäre allerdings Teilziele des bisherigen B-Planes 
herauszulösen (Schulstandort und Bedarf für die Verlegung der Landesstrasse) und u.a. als neue 
"Planung in die Befreiungslage" auf den Weg zu bringen.“ Für das privatwirtschaftliche 
Gewerbegebiet sind in den Unterlagen Erweiterungsflächen benannt, für die kein öffentliches 
Interesse der Daseinsvorsorge und Schutz der Bevölkerung nachgewiesen werden konnte. Die 
vorgesehene Nutzung sollte auf dem bereits bestehenden Gewerbegebiet realisiert werden, 
somit sind Flächen außerhalb des Eigentums nicht für eine privatwirtschaftliche Nutzung in 
Anspruch zu nehmen.  
 
Im Hinblick auf die Daseinsvorsorge der Bevölkerung in der Gemeinde stellt die Ansiedlung eines 
Nahversorgers einen Mehrwert dar. Dieser ist wie in der Planung dargestellt, auf dem 
derzeitigen Areal errichtbar und rechtfertigt keine Flächenerweiterung über das bestehende 
Maß hinaus.  
 
Was hier mit dem Allgemeinplatz „Schutz der Bevölkerung“ in Bezug auf die Abwägung des 
öffentlichen Interesses gemeint ist, wird nicht hinreichend dargelegt und begründet.  
 
Sollte damit die Schaffung von Arbeitsplätzen gemeint sein, so ist festzuhalten, dass in der 
Region Vollbeschäftigung herrscht, es einen deutschlandweiten Mangel an Fach-und 
Arbeitskräften in allen Bereichen gibt und sich diese Situation aufgrund der demographischen 
Entwicklung langfristig nicht ändern wird. Zusätzlich erschwerend wirkt sich die Tatsache aus, 
dass bereits durch Tesla in der gegenwärtigen Ausbaustufe kleineren und mittleren 
Gewerbebetrieben Werktätige entzogen werden, was zunehmend zum Problem für die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Region im Mittelstandsbereich wird. Hierbei ist noch nicht 
die prognostizierte Beschäftigtenzahl von 40000 in der Endausbaustufe Teslas betrachtet. 
 
Falls unter „Schutz der Bevölkerung“ die Schaffung einer lebenswerten Umwelt zu verstehen ist, 
so ist diese nicht durch den Eingriff ins das LSG herbeizuführen, sondern erzeugt genau das 
Gegenteil (siehe oben stehende Ausführungen). Der Schutz der möglichen Trinkwasserreserve 
ist nicht hinreichend berücksichtigt. Das derzeit geplante Gewerbegebiet stellt entgegen den 
Zielen des LEP-HR einen Magnet für noch mehr Verkehr dar. Der damit einhergehende Konflikt 
ist auch mit der Verlegung der L385 nicht aufzulösen. In Anbetracht des zukünftig sogar weiter 
steigenden Verkehrsaufkommens auf den Landesstraßen L38 (besonders in Richtung 
Fürstenwalde) und L385 (nach Kienbaum und B1) werden sich nicht nur die damit 
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einhergehenden Beeinträchtigungen durch Lärm und andere Emissionen zunehmen sondern 
auch die Sicherheit im Straßenverkehr für Anwohner und Anwohnerinnen abnehmen.  

 
Grundlegend stellt sich die Frage: Was haben die Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde 
Grünheide und im Besonderen des Ortsteils Hangelsberg von einer solch geplanten 
Gewerbeentwicklung auf dem ehemaligen MDSG-Gelände außer den zusätzlichen Belastungen, die 
damit einhergehen?   
 
Die mit dem B-Plan 57 vorgelegte Planung entspricht insgesamt nicht den im LEP-HR raumordnerisch 
festgelegten Zielen und Grundsätzen. Der für unsere Region raumplanerisch im LEP-HR vorgesehene 
„ländliche Raum“ wird zusehends minimiert, so dass „die grünen Freiräume in den 
Achsenzwischenräumen …, die unter den Bedingungen des Klimawandels höchste Bedeutung für die 
Durchlüftung, den Wasserhaushalt und für die Naherholung des Ballungsraumes haben“, weitgehend 
beseitigt werden. Weiter heißt es im LEP-HR: „Diese „geerbten“ Strukturen gilt es zu erhalten und zu 
stärken. Deren Auflösung durch Zersiedelung außerhalb dieser Strukturen wäre auch unter 
ökonomischen Gesichtspunkten wegen der damit verbundenen Folgekosten für Infrastruktur und 
Verkehr nicht zu verantworten. 
 
Aus den o.g. Gründen lehnen wir die vorliegende Planung ab. Bitte berücksichtigen Sie diese 
Stellungnahme in der weiteren Planung. 
 
Wir behalten uns vor, im laufenden Verfahren weiter Stellungnahmen vorzutragen und merken an, 
dass die derzeitigen Unterlagen nicht vollständig sind (z.B. fehlen die Anlagen der Stellungnahmen 
der einwendenden Träger öffentlicher Belange). 
 
Bitte teilen Sie uns die Ergebnisse der Abwägung mit.  
 
Des Weiteren bitten wir auf Grundlage von § 3 Abs. 1 UIG möglichst in digitaler Form um 
Übersendung sämtlicher im Verfahren abgegebener Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange, 
die in den aktuell veröffentlichen Unterlagen zum Verfahren noch nicht enthalten sind sowie derer, 
die zur Offenlage des Entwurfs der 2. Änderung des FNP und B-Plans 57 abgegeben wurden. 
 
Wir bitten um schriftliche Bestätigung des Eingangs der Stellungnahme. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
René Hausdorf 
 
Im Namen der 
Interessengemeinschaft 
Lebenswertes-Hangelsberg 
IG LwH lebenswertes-hangelsberg.de 
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